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sprechung und in der Praxis der Staatlichen Versicherung 
wird der Ausgleichsbetrag bisher als Einmalbetrag gezahlt. 
Das entspricht m. E. auch den Wünschen der Geschädigten, 
weil sie damit in die Lage versetzt werden, größere Anschaf­
fungen zum Ausgleich für die Beeinträchtigung zu machen 
(z. B. Farbfernseher, Hi-Fi-Anlage, Fotoausrüstung).

Unser Anleitungsmaterial sieht vor, daß der Forderung 
von Geschädigten, den Ausgleich in Form einer Geldrente 
zu zahlen, zu entsprechen ist, und gibt Hinweise für die Um­
rechnung des Gesamtbetrags in eine lebenslänglich zu zah­
lende Rente. Beträge von mehr als 100 M monatlich kom­
men so jedoch nur bei schweren Gesundheitsschäden mit er­
heblichen Dauerfolgen zustande. ф

Bei schweren Gesundheitsschäden orientieren wir darauf, 
schon nach Vorlage des ersten ärztlichen Gutachtens zu prü­
fen, ob ein Abschlag auf den Ausgleichsbetrag gezahlt wer­
den kann, damit der Geschädigte in die Lage versetzt wird, 
sehr bald finanzielle Mittel zur Überwindung der Folgen der 
Gesundheitsschädigung einzusetzen.

Abgrenzung erhöhter Aufwendungen vom Ausgleich

Für die Praihs ist eine exakte Abgrenzung zwischen dem 
Schadenersatz für erhöhte Aufwendungen nach § 338 Abs. 1 
Satz 2, Abs. 2 ZGB und dem Ausgleichsbetrag nach § 338 Abs. 3 
ZGB sehr wichtig. Das ist unproblematisch, soweit es sich 
um erhöhte Aufwendungen zur Wiederherstellung der Ge­
sundheit und Arbeitsfähigkeit (wie Kosten für die Pflege 
des Geschädigten, für Krankenhausbesuche der Familienan­
gehörigen), um Aufwendungen zur weiteren Teilnahme am 
Arbeitsprozeß (wie erhöhte Fahrtkosten, Kosten im Zusam­
menhang mit Qualifizierungsmaßnahmen) oder um Aufwen­
dungen zur-Aufrechterhaltung der bisherigen Lebensbedin­
gungen (wie Kosten für Hilfskräfte im Haushalt und im 
Garten, Kosten für erhöhten Kleidungsverschleiß) handelt.

Schwieriger ist die Abgrenzung von erhöhten Aufwen­
dungen zur weiteren Teilnahme am gesellschaftlichen Leben. 
Zu diesen erhöhten Aufwendungen kann nicht all das ge­
rechnet werden, was konkret und belegbar z. B. zur weiteren 
Teilnahme am gesellschaftlichen Leben aufgewendet worden 
ist. Dienen die Aufwendungen dazu, die Beschränkungen in 
der Teilnahme am gesellschaftlichen Leben und die Beein­
trächtigung des Wohlbefindens zu kompensieren (z. B. durch 
Radiorecorder, Kassetten oder Bücher bei längerem statio­
närem Aufenthalt), so sind sie aus dem Ausgleichsbetrag zu 
finanzieren, denn es handelt sich dann nicht um notwendige 
Aufwendungen nach § 338 Abs. 1 ZGB.

Erhöhte Gebühr für nachträgliche 
Bauzustimmung
EDGAR TROG1SCH, Dresden

Mit ihren Ausführungen zur Erhebung von Gebühren im 
Verwaltungsrecht haben L. B o d e n  (NJ 1988, Heft 12, 
S. 500 f.) und W. Sur к au (NJ 1989, Heft 1, S. 29 f.) zum 
Charakter der lOfachen Gebühr für die nachträgliche Bau­
zustimmung gemäß § 8 Abs. 2 der (1.) VO über Bevölkerungs­
bauwerke vom 8. November 1984 (GBl. I Nr. 36 S. 433)* Stel­
lung genommen.

Der Auffassung von Boden, daß diese Gebühr einen „stra­
fend-erzieherischen Charakter“ habe' und „ihrem Wesen 
nach eine Sanktion mit dem Charakter einer Geldbuße“ dar- 

-stelle, hat bereits Surkau widersprochen. Die Argumentation 
Surkaus, daß die Verschuldensproblematik entscheidend sei, 
da Mehrfachgebühren ohne Rücksicht auf ein schuldhaftes 
Handeln des Adressaten möglich sind, während Maßnahmen 
strafenden Charakters einen Nachweis der Schuld fordern, ist 
aus meiner Sicht begründet, aber ergänzungsbedürftig.

Bei der Beurteilung und Anwendung der lOfachen Gebühr 
nach § 8 Abs. 2 der VO über Bevölkerungsbauwerke ist m. E. 
die noch geltende VO über die staatlichen Verwaltungsge­
bühren — VerwGebVO — vom 28. Oktober 1955 (GBl. I Nr. 96 
S. 787) zu berücksichtigen. Durch die VerwGebVO wurde der 
Grundsatz „einer einheitlichen Verwaltungsgebührenerhe­
bung“ (vgl. Präambel) festgelegt. Nach dem Wortlaut und 
dem Sinn der VerwGebVO haben Verwaltungsgebühren 
keinen Sanktionscharakter, sondern sind lediglich ein Entgelt 
für Verwaltungshandlungen, das in Form von Fest- oder 
Rahmengebühfen (mit Mindest- und Höchstsatz) entspre­
chend den in § 6 VerwGebVO enthaltenen Bemessungskrite­
rien berechnet wird.

Informationen
Die Sektion Staats- und Verwaltungsrecht des Zentralvorstandes der 
Vereinigung der Juristen, der DDR beschäftigte sich am 1. November 
1989 mit der Stellung des Bürgers im Verwaltungsrecht und den dar­
aus erwachsenden Aufgaben der Staatsorgane. Der Vorsitzende der 
Sektion Prof. Dr. W. S u r k a u  orientierte auf die verwaltungsrecht­
liche Handlungsfähigkeit, die Verwirklichung des Gleichheitsgrund­
satzes sowie auf das Mitwirkungsrecht des Bürgers im Verwaltungs­
recht.

Vertreter der Wissenschaft, der örtlichen Räte und der Justiz­
organe diskutierten Möglichkeiten, das Verwaltungsrecht entspre­
chend den aktuellen Erfordernissen weiterzuentwickeln.

Der 1. Prorektor der Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft 
der DDR, Prof. Dr. G. S c h u l z e ,  betonte die Notwendigkeit, in 
den Verwaltungsorganen die personellen und materiellen Bedingun­
gen für eine qualifizierte Rechtsanwendung zu schaffen. Das betrifft 
vor allem den Einsatz von Justitiaren in den Räten und die Bereit­
stellung von Te,xtsammlungen zum Verwaltungsröcht.

Breiten Raum nahmen konzeptionelle Gedanken zur Ausarbeitung 
eines Verwaltungsverfahrensgesetzes sowie zur Erweiterung der 
Möglichkeiten ein, Verwaltungsentscheidungen gerichtlich nachprüfen 
zu lassen. Vorgeschlagen wurde, zunächst zu analysieren, bei welchen 
Verwaltungsentscheidungen die Bürger am häufigsten vom Rechts­
mittel Gebrauch machen.

Dr. K.-H. C h r i s t o p h  (Hauptabteilungsleiter im Ministerium 
der Justiz) erörterte, ob das gerichtliche Nachprüfungsverfahren 
künftig als kontradiktorisches Verfahren ausgestaltet werden sollte 
und ob die Gerichte mehr Möglichkeiten zur Selbstentscheidung er­
halten sollten. Er trat dafür ein, bei der künftigen Rechtsetzung die 
Ermessensspielräume für Verwaltungsentscheidungen so eng wie 
möglich zu gestalten und exakt die Grenze zu bestimmen, innerhalb 
derer das Ermessen auszuüben ist.

Die 'Sektionsmitglieder schlugen vor, zur weiteren Diskussion 
dieser Fragen auch die „Neue Justiz“ zu nutzen.

Auch wenn auf die VerwGebVO nicht ausdrücklich Bezug 
genommen wurde, ist die Mehrfachgebühr des § 8 Abs. 2 der 
VO über Bevölkerungsbauwefke eine Festgebühr, die als 
Festlegung i. S. von § 13 der VerwGebVO angesehen werden 
muß und deshalb in voller Höhe zu erheben ist. Davon abge­
sehen ist eine Charakterisierung der lOfachen Gebühr als 
Sanktion gar nicht notwendig, weil durch § 12 der VO über 
Bevölkerungsbauwerke die Möglichkeit der Reaktion a u f .  
schuldhaftes Handeln durch die Ordnungsstrafe gewährleistet 
ist. Wäre die Auffassung von Boden zutreffend, würde bei 
gleichzeitiger Anwendung von Ordnungsstrafe und lOfacher 
Gebühr, was grundsätzlich möglich und zulässig ist, gegen 
den Rechtsgrundsatz „ne bis in idem“ verstoßen.

Nicht zugestimmt werden kann auch den Darlegungen 
Bodens zur Gebührenerhebung bei Bauwerken, die vor In­
krafttreten der VO vom 8. November 1984 (1. Februar 1985) 
ohne die vorgeschriebene Bauzustimmung errichtet oder ver­
ändert Wurden. Nach § 8 der VO über Bevölkerungsbauwerke 
sind Gebühren für die B a u z u s t i m m u n g  zu zahlen. 
Daraus ergibt sich m. E., daß für die Gebührenberechnung 
nur das Datum der Bauzüstimmung und die zum Zeitpunkt 
der Erteilung der Zustimmung geltenden Rechtsvorschriften 
maßgeblich sein können, andere Tatsachen (Baubeginn und 
-ende, Datum des Bauantrags usw.) mithin rechtsunerheblich 
sind. Da die VO über Bevölkerungsbauwerke keine Ausnah­
men vorsieht, ist die Mehrfachgebühr auch bei allen vor In­
krafttreten der VO rechtswidrig errichteten oder veränderten 
Bauwerken unter Berücksichtigung der mit der 2. VO einge­
führten Verjährungsfrist von 5 Jahren anzuwenden.

Bei seinen Überlegungen zu der Frage, ob die lOfache 
Gebühr auch dann erhoben werden muß, wenn zum Zeitpunkt 
der Erteilung; der Zustimmung Bauauftraggeber und Eigen­
tümer nicht mehr identisch sind, kommt Boden m. E. zu einem 
Ergebnis, dem nicht gefolgt werden kann. Er verneint für 
diesen Fall die Anwendung der Mehrfachgebühr, läßt aber 
dabei unberücksichtigt, daß für Bauwerke nicht nur eine 
Bauzustimmung des örtlichen Rates erforderlich ist, sondern 
auch eine Baugenehmigung der Staatlichen Bauaufsicht (§ 7 
der VO über Bevölkerungsbauwerke, §§ 9 und 15 der VO über 
die Staatliche Bauaufsicht vom 1. Oktober 1987 [GBl. I Nr. 26 
S. 249] i. d. F. der 2. VO vom 20. Oktober 1988 [GBl. I Nr. 24 
S. 263]). -

Nach letztgenannter VO unterliegen alle Bauwerke für die 
Dauer ihrer Existenz der staatlichen Bauwerkskontrolle. 
Jeder Rechtsträger, Eigentümer und Nutzer eines Bauwerks 
ist gemäß § 6 Abs. 4 dieser Rechtsvorschrift für eine voll­
ständige Dokumentation, zu der stets Bauzustimmung und 
Baugenehmigung gehören, verantwortlich. Deshalb gehen die 
Rechtsfolgen für ein gesetzwidrig errichtetes oder verändertes 
Bauwerk mit dessen Erwerb auf den neuen Eigentümer über, 
der aus diesem Grund auch für die’nachträgliche Bauzustim­
mung für I das Bauwerk zu sorgen und die Mehrfachgebühr 
gemäß § 8 Abs. 2 der VO über Bevölkerungsbauwerke zu 
zahlen hat.
* Seit 1. Oktober 1989 ist diese VO i. d. F. der 2. VO vom 13. Juli 

1989 (GBl. I Nr. 15 S. 191) gültig.


